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► Nr.  VO/2014/01317
öffentlich

Lübeck, 12.02.2014

Interfraktioneller Antrag 
Fraktionen:
Geschäftsstelle der SPD Fraktion
Fraktionslos
Geschäftsstelle der Fraktion BÜ90 DIE GRÜNEN

Bearbeitung: Christine Vitzthum (E-Mail:  Telefon: 122-1036)

Berücksichtigung von Vergnügungsstätten in der Stadtplanung
Beratungsfolge:
Datum Gremium Status Zuständigkeit

27.02.2014 Bürgerschaft der Hansestadt Lübeck Öffentlich zur Entscheidung

Antrag:
Die Bürgerschaftsfraktionen von SPD, Bündnis90/Die GRÜNEN und das Bürgerschaftsmitglied Bruno 
Böhm  beantragen, die Bürgermeister möge 

1)      der Bürgerschaft ein Konzept zur Berücksichtigung von sog. "Vergnügungsstätten" 
(insbesondere Spielhallen, Wettbüros und Sexshops) in der Stadtplanung entgegenbringen. Dabei ist 
auch über entsprechende Planungen und Erfahrungen in anderen vergleichbaren Städten zu 
berichten.  Ziel des Konzepts soll es sein, auf der Grundlage allgemein verbindlicher Kriterien für die 
entsprechenden Einrichtungen geeignete Orte bzw. Gebiete zur Ansiedlung zu benennen. Dabei sind 
die wirtschaftlichen Interessen der Betriebe ebenso zu berücksichtigen wie ihre gesellschaftliche 
Akzeptanz, soziale Problematiken und etwaige Konfliktpotenziale.

2)      interessierte Bürgerschaftsmitglieder sowie Vertreter der Interessenverbände der Betreiber der 
entsprechenden Vergnügungsstätten und der dort Beschäftigten im Rahmen eines begleitenden 
Runden Tisches in die Bearbeitung des Konzepts einbeziehen.
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